UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Urteil eines Professors: 
»Herrschaft 
nur durch 
Beredsamkeit« 


»Die zur Zeit Herrschenden 
in der Politik sind durchweg 
das Produkt jenes sehr lan- 
gen Marsches durch die 
Institutionen, auf dem vor 
allem die Standards immer 
weiter gesenkt wurden, so daß 
schließlich allein der rhetorisch 
Begabte, also der Schwältzer, 
also der Kamerataugliche, 
sich an die jeweilige Spitze 
hangeln konnte. 
Nicht die Kamerasucht der 
Etabliertten aber ist das 
Schlimmste, sondern daß ein- 
zig die Medientauglichkeit sie 
nach oben geschoben hat. 
Die Herrschaft in Deutschland 
liegt vielfach seit nun 30 Jah- 
ren in den Händen von Leuten, 
die über nichts als Beredsam- 
keit verfügen. 
Zu dieser Entwicklung bedarf 
es freilich eines Volkes, das 
das Zentrum des Lebens in 
»fun« entdeckt hat, zu dem es 
die führenden Achtundsechzi- 
ger und ihre Erben nachdrück- 
lich ermuntert haben, weil sie 
selbst es als das Ziel ihres 
Lebens ansahen.« 
Prof. Dr. Helmut Arntzen, Senden, 
Leserbrief in »Münsterländische 
Volkszeitung«, 25.2.2004 
UN: Wenn den Herr- 
schenden nun aber auch 
noch die Fähigkeit der 
Beredsamkeit verloren- 
geht, welche Fähigkeiten 
bleiben dann noch? 


Postfach 10 17 06 


» 46017 Oberhausen 


UN 4/2004 


Regierung: Kritische Fragen unerwünscht 


Frau Minister 
antwortet nicht 


mehr ... 


f 


Gesundheitsministerin Ulla Schmidt: 
UN-Fragen bereiten Kopfschmerzen. 


Die UNABHÄNGIGEN NACH- 
RICHTEN (UN) haben seit 
Anfang 2003 auf einige Bei- 
spiele hingewiesen, die unsere 
Kranken- und Rentenkassen 
belasten: 


e Milliardenkosten 
durch den Chipkartenbetrug 
von ausländischen »Ge- 
sundheitstouristen«, 


e Milliardenkosten 

für schier unglaubliche So- 
zialhilfezahlungen bis hin 
zu den Kosten der rituellen 
Beschneidung von ausländi- 
schen Mitbürgern, 


e Milliardenkosten 

durch kostenlose Mitversi- 
cherung von Familienange- 
hörigen in der Türkei und auf 
dem Balkan, 


e Milliardenkosten 


durch Rentenbetrug und 


Renten an »Berechtigte«, die 
nie oder kaum Beiträge in die 
deutsche Rentenkasse ein- 
gezahlt haben. 


Sie wollen Näheres 
darüber wissen? 


Bisher gaben wir allen Ungläu- 
bigen den Ratschlag, sich doch 
an die zuständige Ministerin zu 
wenden. 

Deren Antwort lesen Sie 
nun im »Dokument zum 
Zeitgeschehen« auf Seite 3. 


AUS DEM INHALT: 


Die ersten werden wach S.5 


Der 1. Mai: Tag aller 


europäischen 
Armutsflüchtlinge 


ZEHN GEBOTE 
für Volksvertreter 


UN 4/2004 : Seite 2 


Das offene Wort 


Ein einziger Minister 
mit Verstand? 


Fundstelle: »WAZ - 
Westdeutsche Allgemeine«, 
30.3.2004: 

Zitat aus einer Lobrede der 
CDU-Vorsitzenden zur Haltung 
von Bundeswirtschaftsminister 
Clement im Streit mit dem grünen 
Umweltminister Trittin über die 
Verringerung des Schadstoff-Aus- 
stoßes der Industrie. 


»Ich bin dankbar, daß es einen 
Minister in den rot-grünen Rei- 
hen gibt, der den Verstand noch 


nicht verloren hat.« 
»WAZ«, 30.3.2004 


»Was mich für die Zukunft 
des Staates bangen läßt, ist 
die  Parteienherrschaft. Die 
bedenkenlose Ausnutzung par- 
teipolitischer Macht im Staate 
fördert die Staatsverdrossenheit 
und die Abneigung gegen die 
Volksherrschaft. Sie schmälert 
das Ansehen der Regierung 
und damit des Staates selbst. 
Verzweifelte Patrioten schauen 
in solchen Zeiten nach Hilfe 
aus, es ist ihnen gleich, wo sie 
herkommt.« 


Dr. Wilhelm Hoegner, ehemaliger 
bayerischer Ministerpräsident (SPD) 


»Hauptübel ist aber die offen- 
kundige Unwahrheit, die immer 
wieder in wichtigen Fragen von 
allen Parteien verbreitet wird. 
Viele Politiker unterschätzen die 
eigene Bevölkerung. Und diese 
Unterschätzung führt dazu, daß 
Märchen erzählt werden. Und 
von jemandem, der einem lau- 
fend Märchen erzählt, möchte 
man auch nicht politisch geführt 
werden.« 


Klaus von Dohnanyi, ehemaliger 
Bürgermeister von Hamburg 


»Die heutige politische Elite 
Deutschlands ist aus Sicht des 
Politikwissenschaftlers Wilhelm 
Hennis „eine einzige Fehlbeset- 
zung“. Macht sei das Einzige, 
das sie interessiere, sagte der 
80-Jährige. Er diagnostizierte 
„Leichtfertigkeit und Mittel- 
maß“.« 


Nachrichtenagentur ap, 29.1.2004 
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Verfassungsschutzberichte 
und ihre Tücken ... 


Das Bundesministerium der Frau 
Ministerin Ulla Schmidt lehnte eine 
Stellungnahme zu Fragen eines 
wißbegierigen Bürgers ab, der wis- 
sen wollte, ob das, was in den UN- 
Blättern steht, die ihm in die Hände 
gerieten, tatsächlich wahr sei. 


Im Auftrag der Frau Ministe- 
rin bezog es sich dabei auf den 
NRW-Verfassungsschutzbericht 
für das Jahr 2002: Dort sei die UN 
als »rechtsextremistisch« markiert, 
weshalb man von einer Antwort 
absehe. 


Sie sollten lieber nicht auf sol- 
che Verfassungsschutzberichte 
hinweisen lassen, Frau Schmidt! 


Solche Verfassungschutzberichte 
haben nämlich ihre Tücken, wenn 
man sie aus dem Archiv ziehen 
kann! 


Verfassungsschutzbericht 


des Landes 
Nordrhein Westfalen 1978 


Herausgeber: Der Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen 


UN-ARCHIV 4042 


So kann es passieren, daß man 
sich plötzlich selber in diesen Be- 
richten wiederfindet, wenn man sie 
anderen um die Ohren schlagen 
will. 


Im  Verfassungsschutzbericht 
des Jahres 1978 zum Beispiel ist 
Interessantes zu lesen über den 
Kommunistischen Bund West- 
deutschland (KBW), eine links- 
extreme Splittergruppe, für den 
Sie, sehr geehrte Frau Schmidt, 
als Kandidatin bei der Bundes- 
tagswahl antraten: 


Es käme darauf an, »die revolutio- 
näre Linie des KBW zu stärken und 
den KBW als eine Parteiorganisa- 
tion des Proletariats (gemeint ist 
eine Kaderpartei) umzuwandeln«. 


Und weiter: »Dabei stand die 
Unterstützung der bewaffneten 
Befreiungsbewegung von Zimbab- 
we (Rhodesien) im Mittelpunkt. 
Durch Spendenaufrufe sammelte 
der KBW 1978 über 1,1 Millionen 
DM zugunsten dieser afrikanischen 
Organisation«. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Im Handbuch des Bundestages 
schildert die ehemalige Aachener 
KBW-Bundestagskandidatin zwar 
genau ihre Karriere nach dem Ein- 
tritt in die SPD (1983), doch über 
ihre Zeit als revolutionäre Kom- 
munistin findet sich dort kein Wort 
(vgl. »Focus« 3/2001, S. 26). 


Was aus dem einstmals blühen- 
den Rhodesien mit Hilfe der KBW- 
Spenden inzwischen geworden 
ist, weiß jeder: eine Diktatur der 
Unfreiheit, in der Mord, Vertrei- 
bung und Hunger verstaatlicht 
sind. Und statt der freiwilligen 
Spenden hirnverbrannter KBW- 
Proletarier spenden wir nun alle, 
leider aber nicht freiwillig, sondern 
zwangsweise über die UNO und 
ihre Hilfsorganisationen, um aus 
»humanitären Gründen« die dorti- 
ge Hungersnot zu bekämpfen. 


Nachdem Sie vom kommunisti- 
schen ins demokratische Lager 
gewechselt sind, sehr geehrte 
Frau Schmidt, sollten Sie auch 
die Grundrechte der freiheitlich- 
demokratischen Rechtsordnung 
verinnerlichen. Und dazu gehört 
das Recht jedes Bürgers, sich an 
die Regierung zu wenden und auf 
eine höfliche Anfrage eine klare 
Antwort zu bekommen. Im vorlie- 
genden Fall wäre das sehr einfach 
gewesen, entweder: »Die UN 
verbreitet Unwahrheiten« oder 
»Die in der UN veröffentlichten 
Fakten sind (leider) wahr.« 


Was lernen wir daraus? Keine 
Stellungnahme ist auch eine 


Stellungnahme. 
Sabine Möller 


ZUM WEINEN 


»Wahlen sind eine 
scharfe Waffe in der 
Hand des Wählers - 


aber warum nur rich- 
tet er sie so oft gegen 
sich selbst? 


Volker Sachs 
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Frau Minister antwortet nicht mehr: 
»Ich sehe von einer Stellungnahme ab« 
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Bundesministerium 
für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 


REFERAT 
BEARBEITET VON 


Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung, 53108 Bonn 


HAUSANSCHRIFT 
POSTANSCHRIFT 
LIEFERANSCHRIFT 


TEL 

FAX 
E-MAIL 
INTERNET 


AZ 


Sehr geehrte 


423 
Edgar Fichtner 


Rochusstraße 1, 53123 Bonn 
53108 Bonn 
Rochusstraße 1, 53123 Bonn 


+49 (0)1888 527-2388 
+49 (0)1888 527-4316 
bmail@bmgs.bund.de 
http://www.bmgs.bund.de 


Bonn, 9. März 2004 
[BERUFE] 


im Namen der Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung, Ulla Schmidt, danke 


ich Ihnen für Ihr Schreiben vom 27. Januar 2004, das uns zuständigkeitshalber vom Bundes- 


kanzleramt übersandt worden ist. 


Mit der von Ihnen beigefügten Anlage bedienen Sie sich einer rechtsextremistischen Monats- 


publikation (siehe Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen 2002, Nr. 


3.6.3 auf S. 123ff.), die bewusst nur selektiv die Verunglimpfung der freiheitlich demokrati- 


schen Grundordnung betreibt. Ich sehe daher von einer Stellungnahme zu der in Ihrem o.a. 


Schreiben aufgeworfenen Fragestellung ab. 


n Grüßen 


Dienstgebäude Bonn-Duisdorf, Rochusstraße 1: Bushaltestelle Arbeits- und Ernährungsministerium (636, 637, 638, 800, 845) 
Dienstgebäude Bonn-Lengsdorf, Provinzialstraße: Bushaltestellen Provinzialstraße (622, 843) und Frechengasse (843) 
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Zum Bankrott des Gesundheitssystems 
Dieverschwiegenen Gründe derKostenexplosion 


In den UN 12/2002 veröffent- 
lichten wir den Hinweis des 
Vorsitzenden des Bayerischen 
Hausärzteverbandes, Dr. Wolf- 
gang Hoppenthaller, daß eine 
große Zahl ausländischer »Ge- 
sundheitstouristen« mit den 
Chipkarten ihrer Angehörigen 
und Freunde bei uns die ärzt- 
liche Versorgung in Anspruch 
nehmen. Der Schaden sei laut 
Dr. Hoppenthaller »bestimmt so 
hoch wie das aktuelle Defizit der 
Krankenkassen«. 


Doch die Kosten dieses Chip- 
karten-Betruges, den die Gemein- 
schaft aller Pflichtversicherten zu 
tragen hat, sind nur ein Grund des 
sich abzeichnenden Zusammen- 
bruchs der sozialen und gesund- 
heitlichen Versorgungssicherheit. 


Als Folge sogenannter bilateraler 
Sozialversicherungsabkommen 
mit mehreren Staaten werden 
von den Krankenkassen Millio- 
nenbeträge an Ausländer gezahlt, 
die sich in der BRD aufhalten, 
unabhängig davon, ob diese hier 
arbeiten, arbeitslos oder Sozialhil- 
feempfänger sind. 


Mitversichert sind auch deren 
Angehörige, selbst wenn diese 
getrennt vom Unterhaltspflich- 
tigen und auf Dauer in ihrem 
Heimatland leben. 


Der Kreis der Anspruchsberech- 
tigten richtet sich dabei nicht nach 
den deutschen, sondern nach den 
Rechtsvorschriften der Herkunfts- 
länder der Unterhaltspflichtigen. 
In einigen Ländern bezieht der er- 
weiterte Familienkreis u.a. Eltern 
und Geschwister mit ein, wie z.B. 
in der Türkei. 


Derartige Abkommen wurden 
z.B. mit den Balkan-Ländern, mit 
Israel, Marokko, Polen, Tunesien 
und der Türkei vereinbart. 


Doch nicht nur die traditionell 
hohe Kinderzahl in manchen die- 
ser Länder belastet unsere Kas- 
sen, wenn der Vater hier bei uns 
versichert ist. Inzwischen gewährt 
die deutsche Gerichtsbarkeit so- 


gar Zweitfrauen von Ausländern, 
in deren Heimat die Mehrehe 
gestattet ist, Aufenthaltsrecht 
in der BRD. Wenn die oder der 
glückliche Ehemann aber nicht 
zahlen kann, springt das deutsche 
Sozialsystem ein. 


Wenn Sie mehr wissen 
wollen, fragen Sie nicht 
Frau Minister, denn die 
antwortet nicht mehr ...! 


Wenn Sie wissen wollen, wo 
eigentlich das ganze gute 
Geld der Beitragszahler ge- 
blieben ist, die jahrzehnte- 
lang eingezahlt haben, und 
ob das alles stimmt, was Sie 
hier lesen, fragen Sie nicht 
die Regierung, es wäre nutz- 
los: Auf die Anfrage eines 
kritischen Lesers dieses seit 
Anfang 2003 unwiderspro- 
chen verbreiteten Blattes 
beschied das Bundesge- 
sundheitsministerium dem 
Fragesteller am 9.3.2004, 
man sehe von einer Stel- 
lungnahme ab, da sich der 
zweifelnde Fragesteller auf 
eine »rechtsextremistische 
Monatspublikation« beziehe. 


.„.. Bestellen Sie einfach 
einige Leseproben der UN! 


Kostendämpfung? 


Dann fangt doch mal an! 


Die vom Gesundheitsministerium 
mit dem Inkrafttreten der Gesund- 
heitsreform den Ärzten „verordne- 
te“ Medikamentenstreichliste sieht 
nur noch die Verschreibung von 
Billigmedikamenten vor. 


Diese Regelung gilt nur für die 
stets in die Solidarkassen ein- 
zahlenden Kassenpatienten, nicht 
aber für diejenigen, deren Krank- 
heitskosten der Staat bezahlt, 
für Strafgefangene, Asylbewerber 
und Sozialhilfeempfänger! Die- 


sen kann der Arzt weiterhin teure 
„Original-Medikamente“ verschrei- 
ben, diese können ohne Abstriche 
oder Zuzahlungen medizinische 
und zahnmedizinische Leistungen, 
Operationen, Krankenhausver- 
sorgung, Unterbringung in Pflege- 
heimen etc. in Anspruch nehmen. 


Grund: In der Medikamenten- 
streichliste wurde die staatliche 
Krankenhilfe schlichtweg »ver- 
gessen«! 


Die Statistischen Jahrbücher 
weisen aus: Im Jahr 1989 be- 
zogen 256.000 Deutsche und 
270.000 Ausländer uneinge- 
schränkte Krankenhilfe aus 
den Sozialkassen. 


Im Jahre 1993 waren es 250.000 
Deutsche und 577.000 Aus- 
länder. 

Dies bedeutet bei den Deut- 
schen in vier Jahren ein ge- 
ringer Rückgang, bei den Aus- 
ländern mehr als eine Verdop- 
pelung. 

Heute wird die Millionenzahl An- 
spruchsberechtigter bereits weit 
überschritten sein. Kein Wunder, 
daß die Zahlen seit 1994 nicht 
mehr veröffentlicht werden. 


Was schließen wir daraus? 


Es sind nicht die in die Pflichtkran- 
kenkassen einzahlenden Versi- 
cherten, die für das zunehmende 
Defizit sorgen, sondern vorrangig 
diejenigen, die auf Kosten der 
Solidargemeinschaft der Ver- 
sicherten beitragsfrei die Kassen 
belasten. 


Eine Gleichbehandlung aller Ver- 
sicherten im Krankheitsfall wird 
durch den Gesetzgeber verhin- 
dert. Zahlende Kassenpatienten 


werden medizinisch eindeutig 
schlechter gestellt als kostenfrei 
Anspruchsberechtigte. 


Es ist typisch, daß der Bürger 
über solche Handlungen nicht, 
falsch oder nur unzureichend 
informiert wird und keine Bun- 
destagspartei solche Ursachen 
der Kostenexplosion zu kritisie- 
ren wagt. 


KOSTENDÄMPFUNG - JA BITTE! 
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DEMONSTRATION / Etwa 1500 Rentner ziehen durch die Ulmer Fußgängerzone 


„Lumpen, 


tern im Protestzug vom Bahn- 
hof zum Ulmer Münsterplatz 
gezogen, um ihrem Unmut 
über die Sozial- und Renten- 
politik der Bundesregierung 
Luft zu machen. Bei der 
Kundgebung vor dem Müns- 
ter waren es schließlich 
knapp 2000 Demonstranten. 


Tabubruch in Ulm: 


Die Frage nach dem 
warum 


Ende März gingen eine halbe Mil- 
lion Bundesbürger auf die Straße, 
um gegen den Sozialabbau zu 
demonstrieren. Aufgerufen hatten 
der Gewerkschaftsbund und viele 
andere Verbände. Mit starken 
Worten protestierten die Bosse, 
zumeist selber Mitglieder der eta- 
blierten Parteien, gegen die Politik 
dieser Parteien, gegen Kürzungen 
und Zuzahlungen, gegen Arbeits- 
platzabbau und Betriebsverlage- 
rung in Billigländer. 


Keiner dieser systemfrommen 
Protest-Redner aber stellte die 
Frage nach dem »Warum?« 


Keiner stellte klar, daß dies alles 
nur Folgen des von allen Bundes- 
tagsparteien gewollten und mit 
Verträgen beschlossenen »freien 
Verkehrs von Geld, Wirtschaft 
und Menschen« sind, mit denen 
sie alle Hoheitsrechte abgeschafft 
haben. 


Keiner stellte die Frage, wieviel 
Steuer- und Beitragsmilliarden 
in den vergangenen zwanzig 
Jahren von den wechselnden 
Regierungen an und in alle Welt 
verteilt wurden - und mit der EU- 
Erweiterung und den geplanten 
weltweiten Bundeswehreinsätzen 
demnächst noch mehr. 


Lü 


E „Re 


ner und Betrüger” 


> 


N; 


in 
Deutschland 


uf Kosten der 
„Nur Abbau der 


keine Aufbauhilfe im ten = 


nicht a 
Rentner» » 


Rüstung, 
Irak u 


EWR. politiker verschenken un 


nd anderen Ländern. Deuts 


Kranken und È 


che 
ser Geld 


in der ganzen Welt...» 


Eine Ausnahme bildete eine De- 
monstration in Ulm, bei der der 
»massive Mißbrauch der Ren- 
tenkasse für immer mehr versi- 
cherungsfremde Leistungen«, 
U-Boot-Schenkungen an Israel 
und Zahlungen an fremde Länder 
angeprangert wurden, während 
64 Prozent der Rentnerinnen mit 
einer Rente unter 500 Euro aus- 
kommen müsse. Wie zu erwarten, 
führte dieser Tabubruch, nach den 
Ursachen zu fragen, zu empörter 


Foto: Werner E.Oemke, 


Reaktion der Massenmedien: 
»Wer mit so simplen Schlag- 
worten Emotionen aufhetzt, 
arbeitet mit der Methode des 
Rattenfängers von Hameln.« 
(Südwest-Presse, 20.3.2004). 


Helfen wird diese Verunglimp- 
fung kritischer Fragesteller auf 
Dauer nicht. 

»Wachet auf!« forderte ein Pla- 
kat in Ulm. Wir sind sicher, daß 
immer mehr Deutsche das tun 
werden. 


PAROLE: »WACHET AUF« 
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Der 1. Mai 2004: Der Tag aller europäischen Armutsflüchtlinge: 
Herzlich willkommen im Sozialstaat D.! 


Zum 1. Mai kommen zehn Länder 
in die Europäische Union, außer 
Malta und Zypern alles osteuro- 
päische Länder. Die bundesdeut- 
sche Ostgrenze ist also dann 
nicht mehr EU-Grenze, sondern 
überhaupt keine Grenze mehr, 
weil es sich um ein einheitliches 
europäisches Binnenland han- 
delt. Die EU ist nämlich nicht nur 
gemeinsamer Wirtschaftsraum, 
sondern garantiert auch die freie 
Niederlassung aller Staatsange- 
hörigen aller Mitgliedsstaaten in 
den Hoheitsgebieten aller anderen 
Mitglieder (Art. 52 EG-Vertrag). 


Damit haben 60 Millionen neue 
EU-Bürger das Recht, sich 
überall niederzulassen, wo sie 
wollen oder wo es ihnen besser 
geht als zu Hause. 


Der Fluch der EU- 


Erweiterungsverträge 


In den Beitrittsländern haben wir 
durchschnittliche Arbeitslosen- 
quoten von 20 Prozent. Mehr als 
zehn Millionen neue EU-Bürger 
haben also zu Hause keine Ar- 
beits- und Existenzchancen. Viele 
von ihnen werden auf die Idee 
kommen, westwärts zu ziehen, 
um bessere Lebensbedingungen 
und Existenzchancen zu suchen. 
Sie dürfen zwar in Deutschland 
nicht ohne spezielle Genehmigung 
Arbeit aufnehmen, sich jedoch 
unbeschränkt hier aufhalten und 
ihren ständigen Wohnsitz nehmen 
(Art. 8 a EG-Vertrag). Die EU-Ver- 
fassung geht in diesem Sinne von 
einer »Unionsbürgerschaft« aus 
(Art. 8 EG-Vertrag), nach welcher 
grundsätzlich alle EU-Bürger glei- 
che Rechte und Pflichten haben, 
aber auch gleich behandelt wer- 
den müssen. 

Wenn also ab dem 1. Mai 2004 
Polen, Tschechen, Letten oder 
andere, die zu Hause keine Be- 
rufschance haben, in die Bun- 
desrepublik kommen, dürfen sie 
daran nicht gehindert werden, 
ihren ständigen Aufenthalt hier- 
her zu verlegen. Wer aber als 


Slowenien 
Bnwonner 2,0 Mio. 
Arbeitsiose: 1 


EU-Bürger in der Bundesrepu- 
blik seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt hat und hilfsbedürftig 
ist, dem stehen grundsätzlich 
Ansprüche auf Sozialleistungen 
nach dem Sozialgesetzbuch Il 
zu, auch wenn er keine Arbeits- 
genehmigung hat. 


Soziale Folgen der 
EU-Osterweiterung 
nicht bedacht 


Zwar sieht das Hartz-IV-Gesetz 
vor, daß Ausländer mit Aufenthalt 
in Deutschland nur dann sozial- 
hilfeberechtigt sind, wenn ihnen 
»die Aufnahme einer Beschäf- 
tigung erlaubt ist oder erlaubt 
werden könnte«. Dieses Gesetz 
tritt aber frühestens 2005 in Kraft. 
Im übrigen würde eine Einschrän- 
kung der Sozialhilfe gegen das 
EU-Recht der Gleichheit versto- 
ßen und wohl vom Europäischen 
Gerichtshof als rechtswidrig erklärt 
werden. 


Schon früher haben nämlich in 
zwei Urteilen die Europarichter 
1998 und 2001 Angehörigen an- 
derer EU-Mitgliedsstaaten grund- 
sätzliche Ansprüche auf soziale 
Leistungen eines anderen Landes 
zuerkannt, sogar wenn sie dort 
keine förmliche Aufenthaltserlaub- 


[e10] 
S 
S 
= 
g 
° 
a 
g 
S 
ae) 
= 
= 
a 
= 
Be} 
3 
S 
S 
Q 
02) 


nis hatten (Sala-Urteil vom 12. Mai 
1998) oder wenn ein Europabürger 
sein Existenzminimum einforderte 
(Grzelczyk-Urteil vom 20. Septem- 
ber 2001). 


Schon jetzt steht also fest, daß 
ein Sozialhilfetourismus aus den 
armen EU-Beitrittsländern ab 1. 
Mai nicht nur möglich, sondern 
auch für die Armen dieser Länder 
attraktiv ist, weil sie in den reiche- 
ren Ländern damit Sozialleistungs- 
ansprüche erwerben können. 


Schon in den letzten 20 Jahren 
haben sich Armeen von Armen aus 
der Welt aufgemacht, um aus ihrer 
Existenznot in das Sozialparadies 
einzuwandern. Das Schlupfloch 
dafür war das Schlagwort »Asyl«. 
Wer einmal den Boden des deut- 
schen Sozialparadieses erreicht 
hatte, war zumindest für einige 
Jahre versorgt, konnte auch nach 
Ablehnung längster Asylprozesse 
mit schließlicher Duldung und da- 
durch mit Dauerunterstützung in 
Deutschland rechnen. 


Niemand braucht in Deutschland 
zu hungern oder zu frieren, selbst 
wenn er nicht arbeiten darf oder will. 


Wenn sich also zum 1. Mai 
die Schleusen nach Osten öff- 
nen und das Sozialparadies 
Deutschland für alle neuen 


DIE FOLGEN DER OSTERWEITERUNG 
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EU-Bürger frei zugänglich wird, 
ist es nur eine Frage der Infor- 
mation, wann sich Armeen der 
Armen aus dem Osten ins ge- 
lobte Sozialland Deutschland in 
Bewegung setzen, um hier ihren 
Aufenthalt zu nehmen und dem 
deutschen Sozialsystem die 
weitere Sorge für ihre Existenz 
zu übertragen. 


Was für die mehr als zehn Mil- 
lionen arbeitslosen und existenz- 
gefährdeten armen Menschen 
aus den Beitrittsländern als neue 
Existenzchance im deutschen 
Sozialsystem sofort möglich wird, 
wäre aber mittelfristig auch für 
weitere zehn bis 20 Millionen Ar- 
beitskräfte aus den Beitrittsländern 
rentabel. Ihr Arbeitseinkommen 
liegt nämlich heute zum Teil bei 
einem Drittel oder der Hälfte des- 
sen, was sie als Sozialeinkom- 
men in Deutschland zu erwarten 
hätten, wenn sie bereit sind, ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt nach 
Deutschland zu verlegen. Da sie 
von den bisher schon in Deutsch- 
land schwarz arbeitenden Kolle- 
gen hören, wie rentabel selbst bei 
Arbeitsverbot die Kombination von 
Sozialgrundleistung und zusätzli- 
chen Schwarzarbeitseinkommen 
ist, werden vor allem die niedrig 
entlohnten Beschäftigten der Bei- 
trittsländer eine Verbesserung ih- 
rer Situation in der Bundesrepublik 
suchen und finden können. 


Die Armutswanderung aus den 
Beitrittsländern vor allem nach 
Deutschland wird von den Insti- 
tuten unterschiedlich geschätzt. 
Sie dürfte in den nächsten 
zehn Jahren zwischen sechs 
und zwölf Millionen Menschen 
ausmachen, je nachdem, wie 
schnell die Löhne und Soziallei- 
stungen in den Beitrittsländern 
steigen. 


Bisher hatten wir in Deutschland 
für die deutschen Arbeitnehmer 
eine in der Welt einmalige so- 
ziale Höchstversorgung. Dieses 
ursprünglich für die deutschen 
Arbeitnehmer gedachte Sozialsy- 
stem ist auf Betreiben der interna- 
tionalen Großkonzerne vorsätzlich 
von der EU geöffnet worden, um 
die Sozialkosten der Konzerne in 
Europa zu nivellieren. 


In einem Wasserturm kann 
Wasser für eine ganze Gegend 
gespeichert und ständig geliefert 
werden. Eine Wassersäule ist 
aber auf einem offenen See nicht 
haltbar. Sie läuft aus, sie nivelliert 
sich. So werden sich auch die ge- 
genüber den armen EU-Ländern 
noch bestehenden Sozialvorteile 
in Deutschland nicht mehr halten 
lassen, weil sie von allen ange- 
strebt werden, die weniger als 
deutsche Sozialleistungen verdie- 
nen. Zusätzlich fördern Gewerk- 
schaften und Bundesregierung die 
Abwanderung deutscher Betriebe 
und Arbeitsplätze ins Ausland, 
so daß auch die Leistungsträger 
des Sozialsystems immer weni- 
ger werden. Die Nachfrage nach 
Sozialleistungen steigt also, die 
Anbieter nehmen ab. 


Der Unterzeichner der entschei- 
denden EU-Verträge, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, hatte in 
seiner Einfalt die Zahlmeister- 
funktion Deutschlands für alle 
anderen europäischen Länder 
damit gerechtfertigt, daß »diesen 
geholfen werden muß, deutsches 
Wohlstandsniveau zu erreichen«. 
Jeder Grundschüler konnte sich 
damals schon ausrechnen, daß 
diese Angleichung nur in Richtung 


griechischen, polnischen oder 
litauischen Wohlstandsniveaus 
geschehen könne. Auf jeder 


Waagschale heißt Angleichung 
immer, auf der einen Seite etwas 
wegzunehmen und der anderen 
draufzupacken. 


Die Schuldigen wird 


keiner mehr finden 


Ein Sonderproblem kommt dabei 
aus der Slowakei auf uns zu, 
denn dort lebt rund eine halbe 
Million Roma und Sinti schon 
seit Jahrzehnten überwiegend 
von der Sozialhilfe. Diese betrug 
bisher knapp 70 Euro monatlich 
pro Person, ist aber nun von der 
Slowakei auf 35 Euro pro Person 
herabgesetzt worden, um diese 
schwer integrierbare und häufig 
rebellierende Minderheit zur West- 
wanderung zu bewegen. Wer von 
diesen Roma und Sinti also ab 
dem 1. Mai 2004 bereit ist, nach 
Deutschland zu ziehen, kann 
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hier mit dem Zwanzigfachen der 
Sozialhilfe rechnen, die er in der 
Slowakei zur Zeit bekommt. 


Die Slowakei wird also alles tun, 
um ihr ethnisches Roma-Problem 
an die reichen EU-Länder abzu- 
geben, vor allem an Deutschland, 
zumal sie hier aus historischen 
Schuldgefühlen Vorzugsbehand- 
lung genießen. Und wenn in drei 
Jahren auch noch mehr als eine 
Million rumänische Roma west- 
wärts ziehen dürfen, wird die deut- 
sche Bevölkerung wütend nach 
den politisch Schuldigen suchen, 
sie aber nicht mehr finden, weil sie 
bis dahin längst abgewählt und mit 
besten Versorgungsbezügen für 
nichts mehr verantwortlich sind. 


Abschied vom 


sozialen Rechtsstaat 


Der derzeitigen Bundesregierung 
sowie den Gewerkschaften ist der 
Vorwurf zu machen, daß sie bei 
der Einführung von Sperrfristen für 
eine Arbeitsaufnahme nur an die 
Sicherung des Arbeitskartells ge- 
dacht haben - die Immigranten aus 
den Beitrittsländern dürfen in einer 
bis zu siebenjährigen Übergangs- 
zeit nicht ohne Genehmigung 
Arbeitsplätze bekommen -, daß 
sie aber an eine Sozialimmigration 
und deren Folgen nicht gedacht 
und dagegen nicht ebenfalls Vor- 
sorge getroffen haben. 


Wieder einmal wird die Bundesre- 
gierung die deutschen Leistungs- 
träger zur Kasse bitten, indem 
sie deren Leistungsertrag als mit 
Abstand größtes »EU-Geberland« 
nicht nur an die bisherigen und die 
neuen »EU-Nehmerländer« verteilt, 
sondern auch an jeden, der aus die- 
sen Ländern als Sozialimmigrant 
zu uns kommt. Der Weg für weitere 
Kürzungen im deutschen Sozi- 
albereich, von den Kindergärten 
über Schule, Studium, Ausbildung, 
Sport- und Kulturförderung bis hin 
zur Kranken- und Rentenversor- 
gung ist damit vorgezeichnet. 

Ab 1. Mai 2004 heißt es für 
Deutsche: Herzliches Beileid 
zum Abschied vom, und für 
die Armen in den neuen EU- 
Ländern: Herzlich willkommen 
im Sozialstaat Deutschland! 


DIE FOLGEN DER OSTERWEITERUNG 


UN 4/2004 : Seite 8 


Das größte Volk in der Mitte Europas: 
Stumm und rechtlos! 


UNABHÄNGIGE NACHRICHTEN 
Postfach 400215 » 44736 Bochum 


Es ist höchste Zeit ...! 


Sehen Sie sich bitte einmal eine 
Europakarte an, auf der die alten 
und neuen EU-Mitglieder gekenn- 
zeichnet sind, die in der Vergan- 
genheit eine Volksabstimmung 
über den Beitritt, über den Euro 
oder die »Europäische Verfassung« 
abgehalten haben oder eine solche 
wahrscheinlich demnächst durch- 
führen werden: 


Ganz in der Mitte bleibt ein gro- 
Ber weißer Fleck — die Bundesre- 
publik Deutschland. 


Das bedeutet, daß die große 
Mehrheit der Europäer Gelegenheit 
haben wird, über die geplante EU- 
Verfassung abzustimmen und daß 


nur in einem großen EU-Land die 
Bürger dazu verurteilt sind, stumm 
zu bleiben, wenn andere über sich 
und damit auch über deutsche 
Schicksalsfragen entscheiden. 


Wenn es sich dann auch noch 
um eine europäische Verfassung 
handelt, die das Grundgesetz über- 
lagern und künftig außer Kraft set- 
zen kann, gerät der Vorgang in die 
Nähe eines Staatsstreiches, sofern 
man darunter eine nicht legitimierte 
Machtergreifung durch nicht vom 
Volk gewählte Machthaber versteht. 

Die Verantwortlichen dafür, daß 
dem deutschen Volk das demokra- 
tische Grundrecht der Selbstbe- 
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stimmung verweigert wird, sitzen in 
Berlin: 


Am 6. November 2003 lehnte 
der Bundestag mit einer Mehrheit 
von Stimmen der CDU/CSU, der 
SPD und der Grünen einen Volks- 
entscheid über eine künftige Ver- 
fassung ausdrücklich ab. 


Treibende Kräfte dabei waren 
Schröder (SPD), Fischer (Grüne) 
und Merkel (CDU). Voraussehbar 
ist, daß die politische Klasse eine 
Volksabstimmung über den Beitritt 
der Türkei ebenso kategorisch ab- 
lehnen wird. 

Schillernd ist dabei die Rolle des 
CSU-Vorsitzenden Stoiber: Vor 
Jahren noch, im November 1998, 
stellte sich der bayerische Mini- 
sterpräsident in einer Rede vor der 
Bundesdelegiertenversammlung 
der Jungen Union nicht nur ge- 
gen einen »europäischen Staat«, 
sondern befürwortete auch einen 
Volksentscheid über die doppelte 
Staatsbürgerschaft, die damals von 
Rot-Grün betrieben und ohne letzt- 
endliche Gegenwehr der CDU/CSU 
auch durchgesetzt wurde. 


Als im Januar 2004 die CSU-Lan- 
desgruppe im politisch geschichts- 
trächtigen Wildbad Kreuth tagte, 
stellte Stoiber intern wieder einmal 
die Möglichkeit einer Volksabstim- 
mung zur Debatte: diesmal über die 
geplante EU-Verfassung und über 
den Türkei-Beitritt. Er verwies dabei 
auf die Bestimmung des Grundge- 
setzes, wonach dieses seine Gül- 
tigkeit verliere, wenn eine andere 
Verfassung in Kraft trete, nachdem 
sie vom Volk in freier Entscheidung 
beschlossen worden sei. 


Auf Betreiben von Angela Merkel 
und Wolfgang Schäuble, einem der 
Hauptredner in Kreuth, beschränkte 
sich Stoiber jedoch auf diese »Fen- 
sterrede«, mit der er die Seele des 
Wahlvolkes streicheln wollte - die 
Mehrheit der Parteifunktionäre ver- 
bittet sich jede Einmischung des 
demokratischen Souveräns in ihre 
Entscheidungen. Daß 92 Prozent 
der Deutschen laut Euro-Barometer 
die Einführung eines Volksentschei- 
des fordern, stört diese Volksvertre- 
ter nicht. 


Es ist höchste Zeit, daß Eu- 
ropas stummes Volk endlich 


den Mund aufmacht! 
Werner Braun 


VOLKSENTSCHEID JETZT! 
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Gilt orientalisches Recht auch schon in 


Deutschland? 


Moslems 

dürfen 
Zweitfrau in die 
Bundesrepublik 
holen 


(DRsK) Die Zweitfrauen von 
Ausländern, in deren Her- 
kunftsstaat die Mehrehe ge- 
setzlich gestattet ist, können 
eine Aufenthaltsbefugnis in 
der BRD verlangen, wenn ihr 
Ehemann hier eine Aufent- 
haltsbefugnis besitzt. 

Das geht aus einem am 12.3.2004 
veröffentlichten Urteil des Ober- 
verwaltungsgerichts Rheinland- 
Pfalz hervor (Az. 10 A 11717/03 
OVG). 


Ein neuer Heirats- und 


Schleusermarkt? 


Entschieden wurde zwar nur über 
einen Einzelfall, aber nun können 
sich ungezählte, möglicherweise 
Zehntausende von Flüchtlingen 
und anerkannten Asylanten auf 
dieses Urteil berufen. Die Folgen 
sind nicht auszudenken, wenn 
aufgrund dieses Urteils nun ein 
einträglicher Heirats- und Schleu- 
sermarkt entsteht: Die hier »legal« 
lebenden Ausländer aus solchen 
Staaten können auf Besuchs- und 
Urlaubsreisen dort gegen gutes 
Geld eine Zweit- oder gar Drittfrau 
heiraten und diese später ebenso 
»legal« in die Bundesrepublik 
nachholen. 


Der Sachverhalt: 


Eine 1963 geborene Irakerin wur- 
de im Jahr 1990 im Irak mit ihrem 
Landsmann in einer Zweitehe 
verheiratet. Ihr Ehemann hatte 
bereits 1977 eine Erstehe mit ei- 
ner anderen Irakerin geschlossen. 
Im Jahre 1996 kam der Iraker als 
Flüchtling in die Bundesrepublik 
und wurde als solcher anerkannt, 


womit er eine Aufenthaltsbefugnis 
besitzt. 

Die beiden Ehefrauen dieses 
Flüchtlings reisten im Jahre 1999 
gemeinsam in die Bundesrepublik 
ein. Seitdem lebt die Familie in 
Ludwigshafen. 

Nachdem das dortige Standes- 
amt beide Ehen nach dem Recht 
des Heimatstaates als rechtsgül- 
tig anerkannt hatte, erteilte die 
Stadtverwaltung Ludwigshafen 
der Erstehefrau eine Aufenthalts- 
befugnis, lehnte aber den entspre- 
chenden Antrag der Zweitehefrau 
ab, worauf sie Klage beim Verwal- 
tungsgericht erhob. 


Das Urteil 
»im Namen des Deut- 


schen Volkes«: 


Die Richter des Oberverwaltungs- 
gerichtes Rheinland-Pfalz befan- 
den, das Verlangen der Zweitehe- 
frau, ihren Aufenthalt ebenfalls zu 
legalisieren, sei unter den gege- 
benen Umständen schutzwürdig. 
Sie könne sich zwar nicht auf das 
sogenannte »Ehegattenprivileg« 
berufen, wonach Ehegatten oder 
Ehegattinnen von Ausländern oder 
Ausländerinnen, die in der BRD 
eine Aufenthaltsbefugnis haben, 
ebenfalls eine Aufenthaltsbefugnis 
verlangen können, um die familiäre 
Lebensgemeinschaft wiederherzu- 
stellen. Nach den hiesigen Wert- 
vorstellungen gelte dies grundsätz- 
lich nur für einen Ehepartner. 


aber sei 


Davon 
zugunsten der klagenden Zweit- 
ehefrau zu berücksichtigen, daß 
ihrer freiwilligen Ausreise derzeit 


unabhängig 


Hindernisse entgegenstünden, 
die sie nicht zu vertreten habe. 
Ihre nach dem Recht ihrer Hei- 
mat wirksam begründete und seit 
vielen Jahren zunächst im Irak ge- 
lebte Ehe sei auch in Deutschland 
wie die Erstehe ihres Ehemanns 
als rechtsgültig anerkannt worden. 
Sie begehre zu Recht die rechtli- 
che Absicherung ihres schon seit 
vielen Jahren währenden und von 
der Stadt Ludwigshafen hinge- 
nommenen Aufenthaltes an der 
Seite ihres Ehemannes. Sie sei im 
Laufe dieser Zeit in die »hier ge- 
lebte Lebensgemeinschaft mehr 
und mehr hineingewachsen«. In- 
sofern sei es unzumutbar, sie aus 
dieser Gemeinschaft herauszulö- 
sen, während die anderen beiden 
in Deutschland bleiben dürften. 
Lediglich die Auflösung der hier 
bestehenden Lebensgemein- 
schaft - sei es durch Trennung 
oder durch Rückkehr des Ehe- 
mannes in den Irak - würde dazu 
führen, daß die Aufenthaltsbefug- 
nis der Zweitehefrau nicht mehr 
verlängert werden dürfe. 
Anmerkung der UN: Wie 
und womit die drei ihren 
Lebensunterhalt bestreiten, 
geht aus der Urteilsveröffent- 
lichung leider nicht hervor. 


DEUTSCHLAND HEUTE 


Bitte kopieren und an andere Wahlberechtigte weitergeben 


Ein Unterschriftsbogen für die anstehenden Wahlen: 


ZEHN GEBOTE FÜR VOLKSVERTRETER 


1; 


Du sollst Deinem Volke dienen und nicht an ihm verdienen. Dafür wurdest Du gewählt oder hast 
Dich jetzt zur Wahl aufstellen lassen. 


Grundlage all Deines Handelns sei die Liebe zu Deinem Volk, und Deine einzige Aufgabe sei es, 
für das Wohl, die Sicherheit, die Unabhängigkeit und eine in jeder Beziehung gesicherte Zukunft 
des deutschen Volkes in einer natürlichen, gesunden Umwelt und in einem Deutschland, das 
diesen Namen noch verdient, zu arbeiten. Dein Ziel soll sein, soviel Zufriedenheit, Freiheit und 
Sicherheit wie möglich für so viele Volksgeschwister wie möglich zu schaffen. 


Sei eingedenk, daß Du, indem Du dem Dir anvertrauten Teil der Menschheit, nämlich Deinem 
Volke, dienst, dadurch auch der gesamten Menschheit den besten Dienst erweist. 


Sei nur Deinem Gewissen und Deinem Volke verpflichtet und sonst gar niemandem! 


Sei gerecht, bescheiden, pflichtbewußt, gewissenhaft, unbestechlich und treu — und sauber in 
jeder Hinsicht! Lasse Dich von niemandem unter Druck setzen, so mächtig er auch sei! Dulde 
keinerlei Unrecht! Auszeichnen sollst Du Dich dadurch, daß Du immer die Wahrheit sagst, auch 
wenn diese für mächtige Gruppen oder sogar für die Wähler unbequem ist. Nutze Dein Wissen 
und Deine Macht nur zum Wohle Deines Volkes! 


Du wirst gewählt, wenn die Bürger Dir vertrauen. Enttäusche sie nie! Deine Wahl ist nicht nur eine 
Ehre, sondern vor allem auch Verpflichtung und Verantwortung. Du wirst auch daran gemessen 
werden, wie es dem Geringsten der Dir anvertrauten Volksgeschwister geht und was Du für ihn 
getan hast. 

Bedenke, daß alles Geld, welches Du erhältst und das, über welches Du abstimmst, von jedem 
einzelnen Steuerzahler hart erarbeitet wurde und nur der im zweiten Gebot beschriebenen 
Aufgabe dienen soll. 

Halte Dir stets vor Augen, daß bei all Deinen Handlungen der Nutzen der Allgemeinheit Vorrang 
hat vor jeglicher Art von Gruppen- oder Eigeninteressen. Bei allem, was Du tust oder worüber Du 
abstimmst, soll Deine Frage sein: Nützt es meinem Volke oder schadet es ihm? 


Nimm nie ein Geschenk oder Vorteil an, der Schenkende könnte Dich dafür um einen Gefallen 
bitten! 


. Vergiß niemals, daß Dir ein Teil derjenigen Entscheidungen obliegt, die über das Weiter- und 


Überleben Deines eigenen Volkes bestimmen. Denke daran, daß Dein Volk eine große Familie 
ist, in der jeder mit jedem ein wenig verwandt ist. Tue alles, was in Deiner Macht steht, um das 
Überleben Deines Volkes in Freiheit und politischer sowie wirtschaftlicher Unabhängigkeit zu 
erreichen und zu sichern! 


Wenn Sie diese »Zehn Gebote für Volksvertreter« befolgen, werden Sie Ihre Wähler überzeugen und 
auch die Herzen derer gewinnen, die Sie nicht gewählt haben, und es braucht Ihnen um Ihre Wahl- oder 
Wiederwahl nicht bange zu sein. 


Herrn/Frau (Name und Anschrift des/der Kandidaten/Kandidatin): Absender und Datum: 


sehr geehrter) u... 


Für meine Wahlentscheidung bitte ich Sie sehr freundlich, mir durch Ihre Unterschrift und Rücksendung dieses 
Blattes zu bestätigen, daß Sie sich im Falle Ihrer Wahl an diese ZEHN GEBOTE gebunden fühlen. 


Mit freundlichen Grüßen 


Absender Wahlkandidat 


WAHLPRÜFSTEINE 
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In eigener Sache: 


Steinhart schmilzt das Grundgesetz! 


Verspäteter Redaktionsschluß die- 
ser UN-Ausgabe: 14.4.2004, 14.30 
Uhr nachmittags. 


Das war der Zeitpunkt, da der Anruf 
kam, daß der erste Prozeßtag einer 
von einem Mainzer Staatsanwalt na- 
mens Steinhart seit 1994 betriebenen 
strafrechtlichen Verfolgung der UN 
nach kurzer Verhandlung, dafür aber 
um so längeren »Rechtsgesprächen« 
zwischen Richter, Staatsanwalt und 
Verteidigern, fürs erste zu Ende war. 


Die vorher angesetzten sechs wei- 
teren Verhandlungstage, jeweils zwei 
pro Woche bis Anfang Mai, wurden 
vorläufig ausgesetzt. Von ursprüng- 
lich zwölf Beschuldigten, denen 
vorgeworfen wurde, an der Herstel- 
lung der angeklagten Ausgaben der 
UN eingebunden zu sein, waren zu 
diesem Zeitpunkt nach jahrelangem 
Rechtsstreit noch vier Angeklagte 
übrig geblieben, und von 39 Fällen 
angeblicher »Volksverhetzung« nur 
noch 11, die zur Verhandlung kommen 
sollten. 150 Aktenordner (einhundert- 
fünfzig!) hatte der Staatsanwalt dem 
Richter in sein Büro gestellt. 


Wäre das Verfahren wie vorgesehen 
weitergeführt worden, hätten wir statt 
dieser UN nur noch ein Abschieds- 
Rundschreiben versenden können. 
Rechnet man pro Angeklagten und 
Anwaltstag einschließlich Anreise 
und Übemachtung nur 1.500 Euro, 
hat allein dieser eine kurze Prozeß- 
tag 6.000 Euro gekostet. 


Ob und wie das Verfahren weiter- 
geht, steht beim Schreiben dieser 
Zeilen noch nicht fest, und abwarten 
können wir nicht, da diese UN in 
Druck gehen muß, damit Sie die UN 
noch vor Monatsende erhalten. Fest 
steht nur eines: 

Wir sind überzeugt, daß kein Arti- 
kel in der UN irgendeinen Straftat- 
bestand erfüllt, weil jede Ausgabe 
von mindestens einem fachkundi- 
gen Anwalt überprüft wird. 


Mit Hilfe unseres treuen Leser- 
und Freundeskreises werden 
wir auch diesen Angriff auf das 
Grundrecht der Presse- und Mei- 
nungsfreiheit überstehen. 

Torsten Schmidt 


Liebe Leser, ganz privat: 


Seit Jahresanfang häufen sich angesichts der anstehenden Europa-Wahl 
und der vielen anderen Landtags- und Kommunalwahlen die Briefe mit 
Anfragen, was und wen man denn nun eigentlich noch wählen solle. 

Viele UN-Leser sind in Parteien aktiv, für die sie sich aufopfern und für 
deren Wahl sie werben. Andere plädieren aus grundsätzlichen, staats- und 
völkerrechtlichen Erwägungen für gänzliche Wahlverweigerung (wegen 
Fehlens einer vom Volk bestätigten Verfassung gem. Artikel 146 GG) oder 
dafür, ungültig zu wählen, als Protest gegen ein durch Parteienfinanzierung 
und Sperrklauseln im Ergebnis bereits festliegendes »Wahltheater«, durch 
das sich doch nichts ändern würde, egal ob Rot, Grün, Gelb oder Schwarz 
gewinnt. 

Wer die UN liest, gehört zu der Minderheit kritischer, suchender, wissender 
und wirklich mündiger Deutscher, die sich sehr gut selbst überlegen, aus 
welchen Gründen sie sich in Sachen Wahl entscheiden. 

Den Rat, den wir geben können, haben Sie auf Seite 10 gelesen: 

Machen Sie sich doch mal einen Spaß und schreiben Sie Ihre örtlichen 
Kandidaten mit dem Vordruck »Wahlprüfsteine« einfach einmal an! (Bitte 
kopieren oder bei uns anfordern!) 

Antworten wird wohl kaum einer, aber lesen müssen die Sekretärinnen, die 
Mitarbeiter und die Wahlkandidaten den Text, und sie müssen überlegen, 
ob und was sie damit anfangen, bevor sie die Anfrage in den Papierkorb 
werfen! Und das alleine könnte in manchem Gehirn ja schon ein Fragezei- 
chen erzeugen ... ! 

Sollten Sie doch Antworten erhalten, bitten wir um Kopien: Vielleicht 
wären sie wert, in den UN abgedruckt zu werden. 


MAp Do einen Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Landgericht 
Frankfurt respektiert 
»anatolische 
Mannesehre« 


(DRsK) Ein Türke, der seine Frau 
mit 48 Messerstichen ermorde- 
te, wurde vom LG Frankfurt/M. 
nur wegen Totschlags verurteilt. 
Eine Verurteilung wegen Mor- 
des lehnten die Richter ab: Da 
seine Frau sich von ihm trennen 
wollte, habe er aufgrund der 
»anatolischen Wertvorstel- 
lungen« seine »Familien- und 
Mannesehre verletzt« gesehen 
und einen Ansehensverlust in 
der Heimat befürchtet, urteilten 
die verständnisvollen Richter. 
Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hob dieses Urteil zwar jetzt auf, 
aber auch dieses Beispiel zeigt, 
wie sich die Rechtsprechung in 
einem zunehmend multiunkul- 
turellen Staat entwickelt. Viele 
Urteile verdienen nicht mehr 
das Prädikat »im Namen des 
Deutschen Volkes«. 


UN-Bestell-Telefon 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
1/2002: 4.290.434 Arbeitslose 
1/2003: 4.623.778 Arbeitslose 
3/2004: 4.547.000 Arbeitslose* 
*) Änderung der Statistik 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Teilnehmer an Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpolitik: 


3.04: 1.511.362 
Arbeitsuchende: 

3/2004: 5.887.635 

Offene Stellen: 

Dezember 2003: 257.900 
März 2004: 323.800 
Insolvenzen (Gewerbe und privat) 
2002: 84.427 

2003: 100.723 
Staatsverschuldung: 

15. April 2004: 
1.349.863.859.692 Euro 


Schuldenzuwachs/Sekunde: 
2.186 Euro 
Schulden im März pro Kopf: 16.278 € 


Schulden im April pro Kopf: 16.355 € 
(www.steuerzahler.de, 15. April 2004) 
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Arbeitslosenhilfe 
bei 210.000 Euro 
Ersparnissen 


Obwohl in seinem Herkunftsland 
Türkei 210.000 € auf seinen Konten 
lagen, hatte der Herner (61) über 
drei Jahre lang 22.780 € Arbeits- 
losenhilfe kassiert. Dafür wurde 
er am Dienstag vom Bochumer 
Schöffengericht zu 15 Monaten 
Haft auf Bewährung verurteilt. 
Außerdem muß er 10.000 € an 
eine Suchtberatung und die AWO 
zahlen. Türkische Finanzbehörden 
hatten den deutschen Fiskus über 
die Konten informiert. So kam ein 
Steuer- und Betrugsverfahren in 
Gang. Das Gericht: „Es ist eine 
Dreistigkeit, Arbeitslosenhilfe zu 
beantragen und Kapital konsequent 


zu verschleiern“. 
WAZ, 4. Febr. 2004 


Kassenvorstände 
verdienen 150.000 Euro 


Die Vorstände der gesetzlichen 
Krankenkassen verdienen im 
Durchschnitt rund 150.000 Euro im 
Jahr. Diese Zahl veröffentlichte die 
Arbeitsgemeinschaft der Spitzen- 
verbände der Krankenkassen am 
Mittwoch. 

ap, 26. Febr. 2004 


Strafe für Steuergeld-Verschwender! 


Die passen auch an die offentliche Hand 


Titelseite des Schwarzbuches der 
Bundes der Steuerzahler 


Künftig Strafen für 


Kassen-Manager 


Spitzenfunktionäre gesetzlicher 
Krankenkassen sollen für Miß- 
management künftig persönlich 
bestraft werden. Eine vom Bundes- 
sozialministerium geleitete Arbeits- 
gruppe mit den Ländern habe sich 
im Grundsatz darauf geeinigt. Die 
Kassenvorstände sollen künftig bei 
grob fahrlässigem Umgang mit den 
Beiträgen der Versicherten auch mit 
ihrem Privatvermögen einstehen, 
berichtet der „Spiegel“. 

WamS, 21. März 2004 


ir wüßten noch viel mehr 

Spitzenfunktionäre aus Politik 
und Behörden, die mit ihrem Privat- 
vermögen haftbar gemacht werden 
müßten. Gemeinsam mit dem Bund 
der Steuerzahler fordern wir seit 
langem Strafgesetze gegen Miß- 
brauch und Verschwendung von 
Steuergeldern. 


Bitte einsenden an UN - Postfach 101706 - D-46017 Oberhausen 
FUR IHRE BESTELLUNG: 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Ex. der UN zuzusenden. Ich gehe damit 
kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN werden 
ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,5 € je Ex. einschl. Porto, ab 10 


Stück 1.- € /EX.). 


ü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


1,44 € Rückporto-Marken liegen bei. 


üu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
-in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


lege ich per Verrechnungsscheck 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 


über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
o monatlich 
o halbjährlich 
o einmalig ab: 


o vierteljährlich 
o jährlich 


Betrag: 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


